
Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen der CSU, der
FREIEN WÄHLER, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD. Enthaltungen?
– Keine. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung
über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht
einzeln beraten werden (s. Anlage...)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der
Fraktionen verweise ich auf die endgültige Abstimmungsliste.

(Siehe Anlage …)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Ab-
stimmungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmungs-
liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das scheint mir das
ganze Haus zu sein. Gibt es Gegenstimmen? – Sehe ich nicht. Enthaltungen? –
Sehe ich auch nicht. Dann hat der Landtag diese Voten übernommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Bericht gem. § 82 BayLTGeschO der Vorsitzenden des Ausschusses
für Eingaben und Beschwerden

Gemäß § 82 unserer Geschäftsordnung ist der Vollversammlung über die Behand-
lung der Petitionen jeweils für die Hälfte der Wahldauer des Landtags mündlich
zu berichten. Die Berichterstattung obliegt federführend der Vorsitzenden des Aus-
schusses für Eingaben und Beschwerden. Hierzu erteile ich der Vorsitzenden des
Ausschusses, der Kollegin Gülseren Demirel von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, das
Wort.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Verehrtes Präsidium, verehrte Besucher:innen, Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist mir heute eine besondere Ehre, als Vorsitzende des
Ausschusses für Eingaben und Beschwerden den Bericht über das Petitionswesen
in der 19. Wahlperiode vorlegen zu dürfen.

Wer von außen auf die Arbeit des Parlaments blickt, denkt häufig zuerst an Plenar-
debatten, Gesetze oder große politische Kontroversen. Doch Demokratie zeigt sich
nicht nur in den großen Grundsatzentscheidungen dieses Hauses – Demokratie
zeigt sich vor allem dort, wo Menschen mit ihren ganz konkreten Anliegen Gehör
finden. Genau dafür steht das Petitionswesen.

Bevor ich auf die Zahlen und Entwicklungen des Berichtszeitraums eingehe,
möchte ich den vielen Menschen danken, die dieses Grundrecht jeden Tag mit
Leben füllen. Vor allen Dingen gilt mein Dank erst mal den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern des Landtagsamts, den Ausschussdiensten, den Beschäftigten in den
Ministerien, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Fraktionen, aber auch den
persönlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abgeordneten.

Petitionen erscheinen in unseren Sitzungsunterlagen oft als Aktenzeichen, als Vor-
gangsnummern. Doch wir wissen, dass hinter jeder Eingabe ein Mensch steht. Hin-
ter jeder Beschwerde steht eine Geschichte, hinter jeder Bitte steht die Hoffnung,
gehört zu werden. Dass diese Anliegen sorgfältig geprüft und bearbeitet werden,
ist daher keine Selbstverständlichkeit. Es ist das Ergebnis engagierter Arbeit vieler
Menschen, die häufig im Hintergrund mitwirken.

vorläufiges Protokoll 19/84

vom 07.07.2026

Bayerischer Landtag • 19. Wahlperiode 10773



Mein besonderer Dank gilt außerdem den Bürgerinnen und Bürgern, die ihr Petiti-
onsrecht in Anspruch nehmen. Denn das Petitionsrecht, Kolleginnen und Kollegen,
ist kein Gnadenrecht, es ist ein Grundrecht. Wer eine Petition einreicht, ist kein
Bittsteller. Wer eine Petition einreicht, nimmt ein demokratisches Recht wahr. Gera-
de in Zeiten, in denen demokratische Institutionen unter Druck geraten, in denen
Misstrauen gegenüber Politik wächst, in denen einfache Antworten Hochkonjunktur
haben, ist dieses Grundrecht von unschätzbarem Wert.

Das Petitionsrecht schafft etwas, was keine Social-Media-Plattform leisten kann:
Es schafft Verbindlichkeit und Transparenz; es verpflichtet uns als Politik und Ver-
waltung dazu, sich mit einem Anliegen auseinanderzusetzen.

Kolleginnen und Kollegen, lese ich mir die Petitionen dieses Berichtszeitraums
durch, fühlt es sich wie ein politischer Lagebericht Bayerns an. Die Petitionen
zeigen uns, welche Themen die Menschen bewegen; sie zeigen uns, wo Gesetze
wirken; sie zeigen uns aber auch, wo sie versagen; sie zeigen uns, wo Verwaltung
funktioniert; sie zeigen uns ebenso deutlich, wo sich Menschen von staatlichem
Handeln nicht ausreichend wahrgenommen fühlen. In diesem Sinne ist das Petiti-
onswesen für mich ein demokratischer Seismograf.

Im Berichtszeitraum vom 30. Oktober 2023 bis April 2026 gingen beim Bayerischen
Landtag insgesamt 5.528 Einzeleingaben und Beschwerden ein. Das ist eine
beachtliche Anzahl. 5.528 Menschen, Familien, Initiativen, Vereine oder Bürgerbe-
wegungen haben sich direkt an ihr Parlament gewandt. Zum Stichtag konnten
bereits 4.676 Verfahren abgeschlossen werden. 852 Petitionen sind noch in Bear-
beitung.

Der Ausschuss für Eingaben und Beschwerden war erneut der Ausschuss mit
dem größten Arbeitsaufkommen. Unserem Ausschuss wurden 1.300 Eingaben
zugewiesen. Das entspricht fast einem Viertel aller Petitionen. Es folgte der Verfas-
sungsausschuss mit 736 Eingaben, der Sozialausschuss mit 495 Eingaben und
der Gesundheitsausschuss mit 490 Eingaben.

Diese Zahlen zeigen zunächst eines: Die Bürgerinnen und Bürger nutzen das
Petitionsrecht weiterhin intensiv. Das ist eine gute Nachricht; denn politische Betei-
ligung endet nicht am Wahltag; sie endet auch nicht bei der Mitgliedschaft in einer
Partei. Demokratie lebt davon, dass Menschen ihre Stimme erheben, wenn sie
Ungerechtigkeiten erleben oder Veränderung anstoßen wollen.

Ein Blick auf die Erledigungsarten zeigt allerdings auch die Grenzen unserer
parlamentarischen Einflussmöglichkeiten. Rund 16 % der behandelten Petitionen
führten zu einem positiven Votum. Dazu zählen Berücksichtigungen, Würdigungen,
Materialbeschlüsse oder positive Erklärungen der Staatsregierung. Mehr als 61 %
der Eingaben wurden negativ beschieden. Weitere 23 % der Eingaben wurden
unter der Kategorie "sonstige Erledigung" abgeschlossen. Das klingt jetzt alles
sehr trocken und nichtssagend. Wenn 16 % der Petitionen positiv und 61 % der
Petitionen negativ beschieden werden, kommt man auf die Idee zu sagen: Wirken
Petitionen wirklich? – Ich halte diese Sichtweise für falsch.

Die Wirkung einer Petition lässt sich nicht allein an statistischen Erfolgsquoten
messen. Viele Petitionen führen zu Veränderungen, bevor überhaupt ein Beschluss
gefasst wird; manche bringen Ministerien dazu, ihre Verwaltungspraxis zu über-
denken; manche schaffen Öffentlichkeit für ein Thema; manche lösen sogar eine
politische Debatte aus; manche führen dazu, dass Betroffene erstmals das Gefühl
haben, gehört worden zu sein.

Kolleginnen und Kollegen, gerade Letzteres sollten wir nicht unterschätzen. Wer
eine Petition einreicht, erwartet nicht immer automatisch Zustimmung. Die Peten-
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ten erwarten jedoch zu Recht eine ernsthafte Prüfung. Genau diese Prüfung schul-
den wir den Menschen.

Besonders aufschlussreich sind die sogenannten Massen- und Sammelpetitionen.
Sie zeigen sehr deutlich, welche Themen die Menschen in Bayern derzeit beson-
ders bewegen. Die größte Sammelpetition des Berichtszeitraums richtete sich
gegen die Kürzung bzw. Abschaffung des Familiengeldes und des Kinderstart-
gelds. Über 144.000 Menschen haben diese Petition unterstützt. Das ist mehr
als die Einwohnerzahl vieler bayerischer Städte. Unabhängig von der politischen
Bewertung zeigt diese Zahl vor allem eines: Familienpolitik bewegt die Menschen.
Auch die Situation in den Kindertageseinrichtungen war Gegenstand mehrerer gro-
ßer Petitionen. Tausende Beschäftigte, Eltern und Träger machten auf die schwieri-
ge Lage in den Kitas aufmerksam. Wer die Petition liest, erkennt schnell, dass es
dabei nicht nur um einzelne Einrichtungen geht; es geht um die Zukunft unseres
Bildungssystems; es geht um Fachkräftemangel; es geht um Arbeitsbedingungen;
es geht um die Frage, welche Priorität wir als Gesellschaft frühkindlicher Bildung
einräumen wollen.

Weitere große Petitionen beschäftigten sich auch mit dem Bereich Gesundheits-
versorgung, wie zum Beispiel Klinikstandorte, Notfallversorgung und den Auswir-
kungen der Krankenhausreform. An dieser Stelle zeigt sich für mich ein Muster,
das wir aus vielen Petitionen kennen. Die Menschen sorgen sich weniger um
abstrakte Reformkonzepte; sie sorgen sich darum, ob sie im Notfall schnell medi-
zinische Hilfe erhalten; sie sorgen sich darum, ob der ländliche Raum weiter an
Infrastruktur verliert.

Kolleginnen und Kollegen, ein weiteres Thema zieht sich wie ein roter Faden durch
zahlreiche Petitionen dieser Wahlperiode: Das ist das Spannungsfeld zwischen
Natur- und Klimaschutz, Energiewende und Flächennutzung. Fast 46.000 Men-
schen unterstützten die Petition "Rettet die Berge". Mehr als 40.000 Menschen
setzten sich für den Schutz des Kiebitzes ein. Rund 10.000 weitere Bürgerinnen
und Bürger engagierten sich bei Fragen zu Windkraft, Hochwasserschutz oder
Landschaftsschutz und gegen Kiesabbau. Diese Petitionen zeigen deutlich: Die
Menschen wollen Klimaschutz; sie wollen eine Energiewende; sie wollen aber vor
allem Transparenz; sie wollen beteiligt werden, und sie wollen Entscheidungen,
die sie nachvollziehen können. Die Aufgabe von Politik besteht meines Erachtens
nicht darin, diese Interessen gegeneinander auszuspielen. Stattdessen sollte die
Aufgabe darin bestehen, Lösungen zu entwickeln und beides zu ermöglichen, so-
wohl den Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen als auch eine erfolgreiche
Transformation unserer Wirtschaft.

Ein weiteres Thema war die Unterbringung und Integration von Geflüchteten. Zahl-
reiche Sammelpetitionen beschäftigten sich mit geplanten Flüchtlingsunterkünften
in Städten und Gemeinden. Andere Petition setzten sich für das Bleiberecht einzel-
ner Menschen und Familien ein. Diese Eingaben machen deutlich, wie emotional
die Debatte häufig geführt wird. Sie zeigen aber auch etwas anderes: Viele Bürge-
rinnen und Bürger wollen sich einbringen; sie wollen mitreden; sie wollen gehört
werden. Genau dafür ist unser Petitionswesen da. Natürlich ersetzen Petitionen
keine politische Debatte, aber sie schaffen einen Raum, in dem unterschiedliche
Positionen sichtbar werden und parlamentarisch behandelt werden können. Kolle-
ginnen und Kollegen, ich finde, das ist in einer demokratischen Gesellschaft von
unschätzbarem Wert.

Lassen Sie mich noch kurz auf die einzelnen Fachausschüsse eingehen und damit
auf jene Themen, die die Menschen in Bayern in den vergangenen zweieinhalb
Jahren besonders beschäftigt haben. Die Themenpalette im Ausschuss für Arbeit
und Soziales, Jugend und Familie war breit. Doch ein Schwerpunkt zog sich durch
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zahlreiche Petitionen: die Situation von Familien, Kindern und den Beschäftigten
in der Kinderbetreuung. Unabhängig davon, wie die einzelnen Fraktionen dieses
Instrument bewerten, zeigt die Zahl von 144.000 Unterzeichnern eindrucksvoll,
welche Bedeutung familienpolitische Leistungen für viele Menschen haben.

Ebenso bemerkenswert ist die Petition "Sichere Finanzierung – Stabile Kitas! Jetzt
Vollgas für faire Bildung", die von über 15.000 Menschen unterstützt wurde. Auch
dies verweist, wie schon erwähnt, auf Probleme, die uns seit Jahren begleiten: die
strukturelle Unterfinanzierung vieler Einrichtungen, der Fachkräftemangel und die
zunehmende Belastung von Beschäftigten und Eltern.

Wer die Petitionen aus diesem Bereich liest, erkennt schnell, dass die Krise der
frühkindlichen Bildung längst keine abstrakte Debatte mehr ist. Sie beschäftigt die
Familien, sie beschäftigt die Beschäftigten und sie beschäftigt die Kommunen.
Gerade deshalb sollten wir diese Petitionen nicht als Einzelanliegen betrachten,
sondern als deutlichen politischen Handlungsauftrag.

Genauso verhält es sich beim Ausschuss für Gesundheit, Pflege und Prävention
mit 490 Eingaben. Besonders auffällig war dort, wie schon erwähnt, das Thema der
Gesundheitsversorgung, vor allem auf dem Land, die Angst, dass die Versorgung
auf dem Land zurückgehen könnte. Für die Bürgerinnen und Bürger geht es bei
vielen Petitionen um Sicherheit. Es geht um die Gewissheit, dass sie im Notfall
Hilfe bekommen. Wie schon erwähnt, wird die Diskussion über die Krankenhaus-
standorte gerade im ländlichen Raum häufig als Symbol für eine grundsätzliche
Entwicklung wahrgenommen, die Sorge, dass öffentliche Infrastruktur Schritt für
Schritt verschwindet.

Besonders hervorheben möchte ich in diesem Bereich die Petitionen zur Verbes-
serung der Anerkennung, Versorgung und Forschung bei Post-Covid-Syndrom,
aber auch bei Post-Vac-Syndrom und ME/CFS. Diese Eingaben verdeutlichen,
wie wichtig das Petitionsrecht für Menschen ist, die sich oft nicht ausreichend
wahrgenommen fühlen. Viele Betroffene kämpfen nicht nur mit ihrer Erkrankung,
sondern auch mit mangelnder gesellschaftlicher Anerkennung und fehlenden Ver-
sorgungsstrukturen. Dass sie sich an den Landtag wenden, zeigt, wie groß der
Handlungsbedarf weiterhin ist.

Kolleginnen und Kollegen, ein weiterer Bereich ist die Bildung: 352 Eingaben. Die
größte Aufmerksamkeit erhielt die Petition zur Abschaffung von Rechenschaftsab-
lagen und Stegreifaufgaben, die von mehr als 52.000 Menschen unterstützt wurde.
Eine weitere große Petition beschäftigte sich mit der Verankerung des Themas
"Häusliche Gewalt" in der schulischen Bildung; fast 50.000 Menschen unterstützten
dieses Anliegen.

Diese Zahlen zeigen eindrucksvoll, wie intensiv Bildungspolitik gesellschaftlich dis-
kutiert wird. Schule ist längst nicht mehr nur ein Ort der Wissensvermittlung; sie ist
ein Ort gesellschaftlicher Auseinandersetzung; sie ist ein Ort der Persönlichkeits-
entwicklung, und sie ist zunehmend auch ein Ort, an dem Fragen psychischer
Gesundheit, sozialer Teilhabe und demokratischer Bildung verhandelt werden. Be-
sonders bemerkenswert ist dabei, dass viele Petitionen von Schülern und Schüle-
rinnen, Eltern und Lehrkräften selbst angestoßen wurden. Das zeigt, die Menschen
wollen Schule nicht nur konsumieren; sie wollen Schule mitgestalten.

Im Bereich Umwelt und Natur gab es 238 Eingaben. Die öffentliche Aufmerksam-
keit für viele Verfahren war außerordentlich hoch. Einige Beispiele: Die Petition
"Rettet die Berge – kein Rückschritt beim Alpenschutz!" wurde von mehr als
46.000 Menschen unterstützt. Fast ebenso viele Unterstützerinnen und Unterstüt-
zer waren es bei der Petition zum Schutz des Kiebitzes; das habe ich erwähnt.
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Weitere große Petitionen betrafen Windkraftprojekte, Hochwasserschutzmaßnah-
men, den Kiesabbau und Fragen des Gewässerschutzes.

Diese Eingaben zeigen eindrucksvoll, wie sehr Umweltfragen mittlerweile die Mitte
der Gesellschaft erreicht haben. Anders als früher stehen sich dabei oft nicht mehr
Umweltschutz und wirtschaftliche Entwicklung gegenüber; vielmehr erleben wir
Konflikte zwischen unterschiedlichen legitimen Interessen: zwischen Klimaschutz
und Artenschutz, zwischen Energiewende und Landschaftsschutz, zwischen Hoch-
wasserschutz und Flächennutzung. Das Petitionswesen ermöglicht es den Men-
schen, genau diese Konflikte sichtbar zu machen und in den parlamentarischen
Raum zu bringen.

Im Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr wurden 397 Eingaben behandelt.
Dabei handelte es sich um Themen von der Ortsumgehung über die Bahninfra-
struktur bis hin zu Parkraumkonzepten und Fragen des öffentlichen Nahverkehrs.
Bemerkenswert ist in diesem Ausschuss die Vielzahl von Petitionen, die sich mit
ganz konkreten Infrastrukturprojekten vor Ort beschäftigen. Ob Markt Mantel, Küm-
mersbruck, Gemünden, Fürth oder Freiham – einige musste ich selbst auf der
Karte suchen –: Immer wieder wenden sich Bürgerinnen und Bürger an den Land-
tag, wenn sie den Eindruck haben, dass ihre Interessen bei Planungsprozessen
nicht ausreichend berücksichtigt werden.

Besonders hervorheben möchte ich die Petition für ein vergünstigtes Deutschland-
ticket für Schülerinnen und Schüler. Sie macht deutlich, dass Mobilität heute nicht
nur eine Verkehrsfrage ist; sie ist eine Frage der sozialen Teilhabe. Wer sich
Mobilität nicht leisten kann, ist in seinen Bildungs- und Lebensmöglichkeiten einge-
schränkt. Gerade deshalb sollten wir Verkehrspolitik immer auch als Gesellschafts-
politik verstehen.

Im Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport wurden mit
einer Bandbreite von Wasserversorgung über Bürgerbegehren bis hin zur öffentli-
chen Sicherheit wichtige Themen bearbeitet. Ganz interessant ist, dass viele Ge-
meinden, Vereine und Nachbarschaften Petitionen aus dem kommunalen Bereich
in den Innenausschuss einbringen. Das gibt einen Einblick in die konkreten Auswir-
kungen politischer Entscheidungen auf das tägliche Leben der Menschen.

Auch der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst befasste sich mit einer Vielzahl
interessanter Eingaben. Ein Beispiel, das mich sehr angesprochen hat, ist die
Petition zum Erhalt bzw. zur Behandlung des sogenannten Schnitzerstadels in
Bernbeuren; sie verdeutlicht exemplarisch, welche emotionale Bedeutung kulturel-
les Erbe für viele Menschen besitzt. Oft geht es bei solchen Eingaben um weit
mehr als einzelne Gebäude; es geht um Identität, es geht um Erinnerung, und es
geht um die Frage, wie wir mit unserem kulturellen Erbe umgehen wollen.

Kolleginnen und Kollegen, daher – ich komme zum Finanzausschuss – ist auch
die Petition zur Aufnahme von Bairisch, Fränkisch, Alemannisch und Schwäbisch
in die Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen, die von mehr
als 22.000 Menschen unterstützt wurde, zu nennen. Sie zeigt, dass Heimat und
kulturelle Identität für viele Menschen keineswegs rückwärtsgewandte Themen
sind. Im Gegenteil, viele Bürgerinnen und Bürger wünschen sich, dass kulturelle
Vielfalt innerhalb Bayerns sichtbar und anerkannt bleibt.

Daneben beschäftigten den Ausschuss zahlreiche Eingaben im Zusammenhang
mit den Hochwasserereignissen im Jahre 2024. Viele Betroffene machten deutlich,
dass Schäden durch Grundwasseranstieg oftmals nicht ausreichend berücksichtigt
werden. Auch dies zeigt eine wichtige Funktion des Petitionswesens: Es macht
auf Regelungslücken aufmerksam, die in der politischen Debatte ansonsten leicht
übersehen werden.
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Kolleginnen und Kollegen, wenn wir die Arbeit der Fachausschüsse insgesamt
betrachten, zeigt sich ein bemerkenswertes Bild: Die Petitionen der vergangenen
Jahre haben keine Randthemen behandelt; sie behandelten zentrale Zukunftsfra-
gen unseres Landes: Kinderbetreuung, Gesundheitsversorgung, Bildung, Klima-
schutz, Mobilität, Integration, Heimat und Zusammenhalt. Kurz gesagt: Die Peti-
tionen dieses Berichtszeitraums erzählen die politische Geschichte Bayerns der
letzten zweieinhalb Jahre aus der Perspektive seiner Bürgerinnen und Bürger.

Auf den Ausschuss für Eingaben und Beschwerden sind, wie erwähnt, 1.300 Pe-
titionen entfallen. Knapp ein Viertel aller Petitionen war damit in unserem Aus-
schuss. Damit bleibt er der Ausschuss mit dem höchsten Eingangsaufkommen
im Bayerischen Landtag. Das überrascht mich nicht; denn dort landen all jene
Anliegen, die keinem anderen Ausschuss eindeutig zugeordnet werden können
oder die besonders häufig den unmittelbaren Kontakt zwischen Bürgerinnen und
Bürgern und staatlichem Handeln betreffen. Hier begegnen uns die konkreten Fol-
gen politischer Entscheidungen, und hier begegnen uns die Menschen hinter den
Statistiken.

Besonders deutlich zeigt sich das weiterhin im Bereich des Aufenthalts- und Asyl-
rechts. Wie bereits in früheren Wahlperioden erreichten uns zahlreiche Eingaben
von Menschen, die seit vielen Jahren in Bayern leben, arbeiten, zur Schule gehen
oder eine Ausbildung absolvieren und die dennoch um ihren Aufenthaltsstatus
kämpfen. Kurz gesagt: Es sind Menschen, die längst ein Teil unserer Gesellschaft
sind; dennoch schon sie sich häufig mit rechtlichen Hürden konfrontiert, die weder
sie selbst noch ihre Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber nachvollziehen können.

Bemerkenswert ist, dass wir Petitionen nicht nur von den Betroffenen selbst, son-
dern auch von Arbeitgebern, von Nachbarn, von Lehrerinnen, von Vereinsvorstän-
den oder auch ganzen Gemeinden bekommen, wenn sich Menschen aus allen
Teilen der Gesellschaft gemeinsam für eine Person oder Familie einsetzen. Das
ist für mich ein Beweis, dass Integration nicht allein in Gesetzestexten stattfindet,
sondern im Alltag der Menschen.

Ein weiterer Schwerpunkt der zahlreichen Petitionen ist, wie schon erwähnt, das
Thema Flüchtlingsunterkünfte. Diese Petitionen spiegeln eine gesellschaftliche De-
batte wider, die vielerorts emotional geführt wird. Wir als Parlamentarier haben die
Aufgabe, die damit verbundenen Sorgen ernst zu nehmen; aber ebenso haben wir
die Aufgabe, deutlich zu machen, dass die Unterbringung und die Integration von
Geflüchteten staatliche Aufgaben sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, einen Gedanken möchte ich mit euch noch teilen:
Wir können bei Petitionen nicht jede Erwartung erfüllen; aber wir sollten uns immer
wieder fragen, ob unsere Verfahren den Ansprüchen einer modernen Demokra-
tie gerecht werden. Das Petitionswesen gehört zu den ältesten demokratischen
Rechten überhaupt. Seine institutionelle Ausgestaltung ist vielerorts erstaunlich
unverändert geblieben. Während Bürgerinnen und Bürger immer schneller kommu-
nizieren, Verwaltungen digitaler werden, sich die Beteiligungsformen verändern,
arbeiten wir mit jahrzehntealten Strukturen. Dabei zeigen einige andere Bundes-
länder, dass Reformen möglich sind: mehr Transparenz, mehr Bürgernähe, mehr
Vermittlung, mehr unabhängige Prüfungen. Ich bin davon überzeugt, dass wir über
diese Dinge in Bayern eine Debatte führen müssen; denn Petitionen sollten nicht
nur verwaltet werden; sie sollten möglichst häufig zu Lösungen führen.

Besonders kritisch sehe ich weiterhin die Tatsache, dass die Sachverhaltsaufklä-
rung in vielen Fällen nahezu ausschließlich über Stellungnahmen der jeweils be-
troffenen Behörden erfolgt. Das bedeutet vereinfacht gesagt: Wer sich über eine
Behörde beschwert, erhält häufig eine Stellungnahme eben genau dieser Behörde
als zentrale Entscheidungsgrundlage. Natürlich ist dies aus verwaltungspraktischer
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Sicht nachvollziehbar; aber aus Sicht vieler Petentinnen und Petenten ist das
oftmals schwer verständlich. Vertrauen kann nur dort entstehen, wo Verfahren
nachvollziehbar sind und auch unabhängig erscheinen. Deshalb sollten wir offen
darüber diskutieren, wie die unabhängige Prüfung von Beschwerden künftig ge-
stärkt werden kann. Andere Bundesländer haben Modelle entwickelt, auf die wir
schauen können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum Schluss. Neben all den Zahlen,
Statistiken und Verfahrensfragen dürfen wir eines niemals vergessen: Hinter jeder
Petition steht ein Mensch. Hinter jeder Akte steht eine persönliche Geschichte –
ein Schüler, der sich um seine Bildungschancen sorgt, eine Familie, die um ihren
Kita-Platz kämpft, eine Pflegekraft, die bessere Arbeitsbedingungen fordert, ein
Patient, der um seine medizinische Versorgung bangt, eine Bürgerinitiative, die
ihre Heimat schützen möchte, oder eine geflüchtete Familie, die hofft, in Bayern
bleiben zu dürfen. Diese Menschen wenden sich nicht an irgendeine Behörde;
diese Menschen wenden sich an ihr Parlament. Das dürfen wir niemals vergessen.
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Damit ist die Aussprache
eröffnet. Die Gesamtredezeit wurde im Ältestenrat mit vierzig Minuten vereinbart.
Als Erstem erteile ich dem Kollegen Dr. Harald Schwartz für die CSU-Fraktion das
Wort.

Dr. Harald Schwartz (CSU): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen, Sie
haben jetzt völlig zu Recht von einer Menge Statistiken, Zahlen und Übersichten
gehört. Ich habe sie auch bekommen und werde sie Ihnen heute weder vorlesen
noch im Detail darlegen. Gestatten Sie mir ein paar Anmerkungen zur Arbeit eines
Ausschusses, der doch ein ganz besonderer zu sein scheint. Der Ausschuss für
Eingaben und Beschwerden ist ein Ausschuss, in dem es wie überall im Leben
Licht und Schatten gibt, in dem es Positives und Negatives gibt. Ich komme zuerst
auf das Positive zu sprechen.

In den allermeisten Fällen geht es um Sachfragen. Es geht um einzelne Anliegen
von Bürgerinnen und Bürgern, die sich mit großem Vertrauen an uns wenden und
Hilfe erwarten. Parteipolitik findet in den meisten Fällen – ich sage bewusst nicht
"in allen" – keinen Anklang bzw. spielt keine Rolle. Wir bemühen uns – ich glaube,
das sagen zu können – über Parteigrenzen hinweg in den allermeisten Fällen um
sachgerechte Lösungen.

Interessanterweise, ich darf das auch in Gegenwart der Freunde von den FREI-
EN WÄHLERN sagen, sind die Herausforderungen bei der Findung des richti-
gen Ergebnisses im Arbeitskreis manchmal genauso fordernd wie später im Aus-
schuss. Das zeigt aber auch, dass wir offen in Diskussionen gehen, dass wir uns
einem Problem nicht mit einer vorgefassten Meinung, die uns irgendwer vorher
mitgegeben hat, nähern, sondern dass es uns wirklich darum geht, die Fragen zu
beantworten, die die Bürger an uns richten.

Der Artikel 115 der Bayerischen Verfassung geht auf eine rund 200 Jahre alte Re-
gelung zurück. Es sind vielleicht auch 205 Jahre – ich kann die genaue Jahreszahl
jetzt nicht benennen. Die Regelung ist zumindest sehr alt und darf uns auch ein
Stück weit stolz machen. Wir können im Vergleich mit anderen Bundesländern, im
Vergleich mit anderen Ländern und auch mit der Handhabung im Bundestag ein
Stück weit stolz sein; denn wir betreiben für die Bearbeitung der Petitionen doch
einen ganz gehörigen Aufwand.
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Während es, wie wir das bei verschiedenen Besuchen und bei Exkursionen
und Reisen kennengelernt haben, in anderen Parlamenten durchaus so zu sein
scheint, dass von Beamten vorbereitete Abstimmungslisten letztendlich von Abge-
ordneten nur noch bestätigt werden, ist es bei uns Usus – wie sicherlich jeder
hier weiß –, dass einerseits ein Berichterstatter und andererseits ein Mitberichter-
statter, wechselnd zwischen Regierungskoalition und Oppositionsparteien, mit der
Vorbereitung eines Sachverhalts beauftragt werden, einen Bericht oder Mitbericht
abzugeben, und wir dann in der Diskussion zu einem Ergebnis finden. Unser
Aufwand ist ganz enorm; wir treiben ihn aber gern.

Wir geben auch tatsächlich – das ist eine Usance, für deren Fortsetzung ich unse-
rer Vorsitzenden zu Dank verpflichtet bin – allen Petenten die Möglichkeit, sich
persönlich zu äußern. Das ist uns nicht vorgeschrieben. Wir könnten auch sagen:
Nein, nein, Sie dürfen nur zuhören und nichts selbst sagen. – Aber wir erteilen
jedem Petenten das Wort. Das hat sich so eingebürgert, und ich bin sehr dankbar
dafür. Jeder Petent, der persönlich in die Sitzung kommt und sein Anliegen vertre-
ten möchte, erhält die Möglichkeit, sein Anliegen zu formulieren. Ich weiß, dass
das Ausschussbüro und all diejenigen, die in den Ministerien und Behörden mit der
Vorbereitung befasst sind, natürlich noch andere Aufgaben zu erledigen haben und
dass der Aufwand, der hier betrieben wird, nicht nur bei uns Abgeordneten – wir
werden gut dafür bezahlt –, sondern auch bei all denjenigen, die im Hintergrund
das Ganze vorbereiten, ganz erheblich ist. Dieser Aufwand ist es aber auch wert,
weil es nicht selbstverständlich ist, dass in einer Zeit, in der viele der Politik kritisch
gegenüberstehen, sich viele nicht verstanden fühlen und Herausforderungen zu
bewältigen haben, die man so vielleicht in der Vergangenheit nicht kannte oder neu
wahrnimmt, ein solches Vertrauen in die Gestaltungskraft der Politik gehegt wird,
indem man den Betroffenen bei der Lösung ihrer persönlichen Anliegen hilft.

Es ist mir ein Bedürfnis, der Staatsregierung zu danken. Es ist natürlich so, dass
wir nicht immer mit der Entscheidung einer Behörde ganz glücklich sind oder auch
einmal bei einer Stellungnahme nachfragen. Ich habe das jetzt nicht in der Statistik
nachgeschaut, Frau Vorsitzende, aber das ist meine eigene Schätzung: In gefühlt
99,9 % der Fälle ist das Miteinander und die Zusammenarbeit der Gewalten der
Legislative, der Exekutive und manchmal auch der Judikative mustergültig.

Ich habe es ja schon gesagt: Frau Dr. Thomsen und Herrn Pirzer kann ich es
heute nicht ersparen, ihnen auch persönlich zu danken, nachdem sie die Meistbe-
lasteten, glaube ich sagen zu können, im Ausschuss sind.

Man findet immer wieder Wege, um rechtlich korrekt, aber im Rahmen des Ermes-
sens entgegenkommend, verständlich und menschlich Entscheidungen zu treffen,
die dann auch verstanden werden.

Auf eines kommt es mir noch an, es wurde schon gesagt: Wir haben oft nur einge-
schränkte Möglichkeiten. Wir können also in Bausachen der Planungsbehörde vor
Ort nicht aufgeben, was sie nun zu planen hat. Wir können in juristischen Verfah-
ren, in Gerichtsverfahren, dem Gericht nicht sagen, wie das Urteil auszusehen hat.
Wir tun gut daran, wenn wir diese Grenzen auch entsprechend berücksichtigen.

Gleichzeitig ist es aber schon sehr wohltuend zu sehen, dass diese Achtung der
Gewalten voreinander auch einen Ausdruck darin findet, dass man, auch wenn
juristisch keine Hemmung, keine aufschiebende Wirkung mit einer Petition verbun-
den ist, gegenseitig zuwartet, dass man sich bemüht, die Sichtweise des jeweils
anderen zu verstehen, um dann eben auch – wenn es sein muss – zu einem Kom-
promiss zu kommen, mit dem alle leben können, und für den Petenten zumindest
eines zu tun, nämlich Transparenz zu schaffen. Wie oft haben wir die Situation,
dass wir beschließen: 80/4.
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Für die allermeisten hier drinnen ist das ein bekannter Terminus, für die Zuhörerin-
nen und Zuhörer möglicherweise nicht. Er deutet darauf hin, dass wir sagen, dass
das Ganze mit der Erklärung der Exekutive, sprich der Staatsregierung, für uns
als erledigt zu betrachten ist; weil man vielleicht nichts machen kann, weil wir die
Entscheidung vielleicht für richtig halten, weil sich die Sache vielleicht schon positiv
erledigt hat.

Aber auch dann, wenn wir dem Petenten nicht recht geben können, nicht im Ein-
zelfall helfen können, so schafft das doch zumindest Transparenz, weil wir regel-
mäßig auch beschließen: mit Text, mit Protokoll. – Übersetzt heißt das nichts ande-
res, als dass wir demjenigen, der sich an uns gewandt hat, das Schriftstück, die
Stellungnahme, die Zusammenfassung der Staatsregierung zur Kenntnis geben,
um damit vielleicht auch das Verständnis zu befördern, warum das eine oder ande-
re so entschieden wurde oder entschieden werden musste. Das ist ganz wichtig.

Ich glaube, dass viele Bürgerinnen und Bürger durchaus auch mit einer negativen
Entscheidung leben können – wenn sie sie verstehen, wenn sie die Gründe ken-
nen, wenn sie auch merken, dass man sich ernsthaft damit auseinandergesetzt
hat, dass man gehört wurde. Es geht oft auch darum, dass man einem Staatswe-
sen nicht ohnmächtig gegenübersteht, in dem man dann meint, keine Stimme
zu haben; sondern dass man hier dokumentiert, unter Beweis stellt und zeigt: In
Bayern hat jeder Stimme.

Den Dank an die Vertreter der Exekutive darf ich ausweiten auf unsere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im Ausschussbüro, die hier teilweise auch ein bisschen was
aushalten müssen. So ist das im Leben.

Ich bin jedenfalls stolz – und jetzt mag ich den negativen Aufschrei aus den ver-
schiedenen Fraktionen gar nicht hören –, dass ich im besten aller Ausschüsse,
möglicherweise im König der Ausschüsse im Landtag, tätig sein darf

(Anna Rasehorn (SPD): Das ist der Umweltausschuss!)

– es gibt einzelne Beifallsbekundungen –, um Anliegen von Bürgerinnen und Bür-
gern ernst zu nehmen und mich ihnen zu widmen.

Frau Vorsitzende, da Sie erwähnt hatten, wie viele Petitionen mit 80/4 verbeschie-
den werden, lassen Sie uns vielleicht gemeinsam feststellen: Eigentlich ist das ein
gutes Zeichen, ein wirklich gutes Zeichen, weil es doch zeigt, dass in Bayern die
Behörden und die dort Tätigen Entscheidungen treffen, mit denen wir alle leben
können, die wir für richtig halten, über die wir sagen, dass wir daran nichts ändern
müssen.

In diesem Sinne: Auf eine weitere gute Zusammenarbeit im Petitionsausschuss!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist
der Abgeordnete Daniel Halemba für die AfD-Fraktion. Bitte schön, Sie haben das
Wort.

(Beifall bei der AfD)

Daniel Halemba (AfD): Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ja, es ist recht und billig, die Eingaben und Beschwerden, die in diesem Haus
eingehen, zur Mitte und am Ende jeder Legislaturperiode hier im Plenum zu debat-
tieren. Immerhin wird ja der Ausschuss für Eingaben und Beschwerden auch als
Seismograf des Landtags bezeichnet. Ich weiß zwar nicht, wer diese Bezeichnung
erfunden oder vielleicht zuerst gebraucht hat, aber derjenige hat von Politik mehr
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verstanden als so mancher selbstgefällige Kollege vielleicht hier im Saal oder auch
auf der Ministerbank.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Also wollen wir, Herr von Brunn von der SPD, auch jetzt zur Mitte der Legislatur
mal kurz innehalten, um zu sehen, welche Erschütterungen uns dieser Seismograf
so erahnen lässt.

Eine bürgerferne Verwaltung und überbordende Bürokratie sind und bleiben Ge-
genstand vieler Beschwerden. Bedauerlicherweise sind die allermeisten Entbüro-
kratisierungsmaßnahmen der Staatsregierung von zu vernachlässigender Bedeu-
tung. Das gilt gerade im Bauwesen. Man denke nur daran, wie schwerfällig das
Pilotprojekt des Gebäudetyps E vorankommt. Wenn nämlich irgendwo Genehmi-
gungsverfahren vereinfacht werden, dann doch häufig bei der Errichtung von
Solar- und Windenergieanlagen. Gerade gegen solche Anlagen aber richten sich
viele Petitionen, weil heute noch niemand weiß, welche Langzeitfolgen solche
Anlagen für die Gesundheit der Anwohner, das Mikroklima oder die Tierwelt haben.
Von den Folgen für die Energiesicherheit und für die Standortsicherheit braucht
man hier gar nicht zu sprechen; die sind eindeutig.

(Beifall bei der AfD)

Es mutet auch ein wenig absurd an, wenn dann Herr Staatsminister Aiwanger den
Bau von Windanlagen im windarmen Süden fördern will.

(Zuruf des Abgeordneten Josef Lausch (FREIE WÄHLER))

Das erinnert irgendwie an Robert Habeck und Patrick Graichen, die ja bekanntlich
die Wählergunst nachhaltig verloren haben, weil sie gegen den Bürger und gegen
die Realität gehandelt haben. Jedenfalls schlägt unser Seismograf auch hier aus.

Beschwerden über das Verwaltungshandeln von Ämtern und Behörden beziehen
sich aber nicht nur auf Baugenehmigungsverfahren. Ziemlich zu Beginn der Legis-
laturperiode haben uns Beschwerden zweier Waffenbesitzer erreicht, denen die
Behörden völlig unverhältnismäßige Nachweispflichten auferlegt haben. In einem
Fall hat die Behörde einen Petenten zu eben jenem Verhalten aufgefordert, das
hinterher Anlass für den Entzug sämtlicher waffenrechtlicher Erlaubnisse war.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Beide Eingaben mussten zweimal im Petitionsausschuss behandelt werden, ehe
sich auch die Abgeordneten der Regierungsparteien zu einer Weisung an die
fehlbaren Beamten herablassen konnten. Dabei war das Unrecht des behördlichen
Handelns an dieser Stelle völlig offensichtlich.

Ein gehöriges Maß an Bürgerferne der Regierungsparteien kommt auch bei der
Behandlung jener zahlreichen Petitionen ungeschminkt ans Tageslicht, die sich
gegen die Errichtung oder den Betrieb von Flüchtlingsunterkünften wehren.

Am Anfang dieser Legislaturperiode wurden solche Petitionen von den Regie-
rungsparteien, eigentlich von allen Parteien außer der AfD, im Ausschuss eiskalt
niedergestimmt. Ich denke da auch gerade an zwei betagte Herrschaften aus dem
Regensburger Land, die ihr ganzes Leben hart für ein Eigenheim gearbeitet haben
und nun ihren Lebensabend im Müll der Asylanten und in dem Haus, in dem die
Ersparnisse ihres ganzen Lebens stecken, so verbringen müssen und dieses Haus
nicht einmal mehr verkauft bekommen.
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Wir von der AfD haben es aber nicht geduldet, dass der einfache Bürger so billig
abgespeist wird, und diese Petition deshalb ins Plenum und somit auch in die
Öffentlichkeit gezogen.

(Beifall bei der AfD)

Nur deshalb sind auch die Regierungsparteien dazu übergegangen, diese Peti-
tionen zu vertagen, Ortstermine durchzuführen, nach Kompromissen zu suchen,
weitere Stellungnahmen anzufordern und überhaupt alles zu tun, um sich nicht den
erbärmlichen Folgen ihrer desaströsen und zerstörerischen Migrationspolitik stellen
zu müssen.

Das ist erst die eine Seite der Angelegenheit. Auf der anderen Seite steht aber
jene Flut an Petitionen, die nur eingereicht werden, damit sich der bayerische
Steuerzahler noch länger des illegalen Aufenthaltes irgendwelcher Gestalten aus
irgendwelchen gescheiteren Staaten erfreuen darf – kostenpflichtig natürlich, das
versteht sich ja von selbst.

Trauriger Höhepunkt dieser Art war gewiss der Fall eines Mannes, der behauptet
hat, aus Bhutan geflohen zu sein, dabei nicht einmal wusste, dass Bhutan ein Kö-
nigreich ist, und dem es damit gelungen ist, die deutschen Behörden dreißig Jahre
lang zum Narren zu halten. Er war dreißig Jahre lang illegal, vollziehbar ausrei-
sepflichtig, in diesem Land. Ich glaube, es ist überflüssig zu erwähnen, dass er
keinen einzigen Tag in diesen dreißig Jahren hier in unserem Land gearbeitet hat.

(Zuruf des Abgeordneten Josef Lausch (FREIE WÄHLER))

Ironischerweise wurde diese Petition genau einen Tag, nachdem wir einen ein-
schlägigen Gesetzentwurf hier im Plenum eingebracht haben, im Ausschuss
behandelt. Wir wollten mit diesem Gesetzentwurf verhindern, dass abgelehnte
Asylbewerber das Petitionsrecht missbrauchen, um ihren illegalen Aufenthalt zu
verlängern. Da etliche Betroffene schon untergetaucht waren, haben wir unter
anderem die Angabe einer ladungsfähigen Anschrift gefordert. Die Damen und
Herren von SPD und GRÜNEN haben hier ja Rotz und Wasser geheult, weil wir
von Asylbewerbern und Leistungsbeziehern das verlangt haben, was der Freistaat
Bayern von jedem ehrlichen Steuerzahler verlangt, der bei Gericht oder bei einer
Behörde vorstellig wird.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Vorstellig wurde bei uns auch ein angeblicher tunesischer Profiboxer, der zwar Asyl
bei uns wollte, aber doch keinen Asylgrund angeben konnte, um hierzubleiben,
sondern nur seine angestrebte Boxerkarriere. Fast seine gesamte Schulklasse
saß im Ausschuss, hielt sogar gemeinsame Fotos mit ihm hoch und beklagte die
möglicherweise drohende Abschiebung. Nur einer fehlte an diesem Tag, und zwar
der tunesische Boxer selbst. Er ist untergetaucht, entzieht sich dem Zugriff des
Staates und setzt somit seinen illegalen Aufenthalt in Deutschland fort. Hoffen wir,
dass er sich nicht auch noch als Freizeitboxer auf unseren Straßen betätigt.

Frau Vorsitzende Demirel, ich weiß, dass das möglicherweise nicht in Ihr Weltbild
passt,

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Ganz sicher nicht!)

so wie damals, als eine verschleierte Anwältin dem Petitionsausschuss ein mut-
maßlich gefälschtes ärztliches Gutachten vorlegte, um ihren Mandanten aus der
Abschiebehaft zu holen. Sie wollten damals jegliche Diskussion über dieses Gut-
achten unterbrechen. Es war nämlich in sehr abenteuerlichem Deutsch verfasst.
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Es war nach Form und Inhalt nicht vorstellbar, dass es von einem promovierten
Arzt verfasst worden sein soll. Es strotzte nur so vor Rechtschreib-, Grammatik-,
und Zeichensetzungsfehlern. Es ging darin nicht einmal um Medizinisches, son-
dern um irgendwelche Bettwanzen und Ungeziefer in türkischen Gefängnissen.

Apropos türkisch: Ich bin froh, dass Ihr Bericht heute ausschließlich auf Deutsch
vorgetragen wurde.

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Ach komm!)

Im Ausschuss war das nämlich nicht immer so.

(Zuruf der Abgeordneten Sanne Kurz (GRÜNE) – Zurufe von den GRÜNEN)

Zum Glück gibt es noch klar denkende Juristen, die wissen, wenn 15 Abgeordnete
eine qualifizierte Entscheidung treffen sollen – –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelau-
fen.

(Zuruf der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Daniel Halemba (AfD): Seismografen kündigen Erdbeben an.

(Zurufe von den GRÜNEN – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Ihre Redezeit ist
abgelaufen!)

Der Seismograf des Landtags kündigt ein Wahlbeben an, –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ihre Redezeit ist um.

Daniel Halemba (AfD): – und das wird auch kommen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von den GRÜNEN und der SPD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegt eine Meldung zu einer Zwi-
schenbemerkung des Kollegen Joachim Konrad von der CSU-Fraktion vor. Herr
Abgeordneter Halemba, ich bitte Sie, am Rednerpult zu bleiben.

Joachim Konrad (CSU): Sehr geehrter Kollege Halemba, Ihre gerade losgelasse-
nen Tiraden sind einfach nur widerwärtig.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD –
Zuruf von der AfD)

Es ist eine Falschbehauptung, dass es der von Ihrer Fraktion ins Plenum hoch-
gezogenen Eingaben bedürfe, damit sich die Regierungsfraktionen sorgfältig mit
Asylbewerberheimen beschäftigten. Wir beschäftigen uns auch ohne die von Ihnen
ins Plenum hochgezogenen Eingaben sehr sorgfältig mit den Sachverhalten.

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD –
Zuruf von der AfD)

Jetzt zu meiner Frage: Wie lange wollen Sie dem Petitionsausschuss eigentlich
noch beiwohnen, wenn Sie alles nur schlechtmachen und keine konstruktiven Lö-
sungen suchen?

(Beifall bei der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und der SPD)
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Daniel Halemba (AfD): Herr Konrad von der CSU, ich sehe die Realität, wie sie
ist, und verleugne sie nicht. Dazu gehört zum Beispiel auch, auf den Fall Husseini
zu verweisen, der Ende letzten Jahres im Petitionsausschuss behandelt wurde
und immer noch nicht aufgearbeitet wurde. Wir hatten es mit der Petition eines
vollziehbar ausreisepflichtigen und untergetauchten Aserbaidschaners zu tun,

(Sanne Kurz (GRÜNE): Sie sind noch nie untergetaucht, oder?)

der auf einmal im Petitionsausschuss aufgetaucht ist. Im Nachhinein kam sogar
noch heraus, dass dieser Mann mit einem Haftbefehl gesucht wurde.

(Zurufe der Abgeordneten Tanja Schorer-Dremel (CSU) und Gülseren Demirel
(GRÜNE) – Zurufe von der CSU, den FREIEN WÄHLERN, den GRÜNEN und
der SPD)

Ich habe das im Ausschuss angesprochen. Was haben Sie gesagt? – Sie wollten
nichts unternehmen. Das Staatsministerium des Inneren wusste, dass dieser Mann
mit Haftbefehl gesucht wurde.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Trotzdem konnte er unbehelligt in den Bayerischen Landtag hinein- und hinausspa-
zieren, ohne dass er festgenommen wurde.

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Sie erzählen Ihre eigene Geschichte!)

Dann brauchen Sie sich nicht zu wundern, wenn Ihre Migrationspolitik nicht funktio-
niert. Das ist kein Versagen mehr, sondern Vorsatz.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von den GRÜNEN und der SPD – Tanja Schorer-
Dremel (CSU): Untertauchen können Sie auch!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Die nächste Rednerin ist Frau Kollegin
Jutta Widmann für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön, Sie haben das
Wort.

Jutta Widmann (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kollegin-
nen und Kollegen! Jetzt muss ich doch ein paar Worte an Herrn Kollegen Halemba
richten. Ich bin ein Stück weit enttäuscht und entrüstet,

(Felix Locke (FREIE WÄHLER): Echt?)

weil Sie im Ausschuss eigentlich eine sehr sachliche Arbeit leisten sowie zur
Sache, zu den Personen und zu den Anliegen sprechen.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Da hört es ja keiner!)

Jetzt muss ich aber sagen: Sie haben sich selbst und den Petitionsausschuss
beschämt. Das finde ich tragisch; denn das Petitionsrecht ist ein wirklich großes
Recht. Es soll den Menschen und den Bürgern zugutekommen und nicht politisiert
und polemisiert werden. Ich möchte dazu nur sagen: Jeder blamiert sich, so gut er
kann.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU, den GRÜNEN und der SPD)

Das Petitionsrecht hat in unserer Demokratie einen ganz besonderen Stellenwert.
Es ist eines der unmittelbaren Rechte, die unsere Bürgerinnen und Bürger gegen-
über dem Parlament besitzen. Jeder kann sich mit seinem Anliegen an uns wen-
den – kostenlos, wenig bürokratisch und ohne einen Anwalt einzuschalten. Genau
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das macht dieses Recht so wertvoll. Es schafft einen direkten Draht zwischen
den Menschen in Bayern und unserem Parlament. In Bayern kann sich jeder, der
ein Anliegen hat, an den Petitionsausschuss des Bayerischen Landtags wenden,
egal ob er hier geboren wurde oder nicht. Jeder kann sich sicher sein, dass sein
Anliegen ernsthaft geprüft wird und er, wenn er das möchte, selbst zu Wort kommt.
Davon wird oft Gebrauch gemacht. Jeder darf das bei uns im Petitionsausschuss
in seinem Dialekt tun. Manche Petenten schildern den Sachverhalt mit einfachen
Worten, aber treffen damit oft den Nerv der Bürger.

Auch wenn die Beschäftigung mit den Anliegen manchmal viel Zeit in Anspruch
nimmt – mit so manchen Petenten pflegen ich und andere Ausschussmitglieder
mittlerweile schon Brieffreundschaften und führen sehr lange Telefonate – ist die-
ser direkte Draht der Bürgerinnen und Bürger zum Parlament unverzichtbar. Ich
persönlich arbeite sehr gerne in unserem Petitionsausschuss. Dort begegnet uns
eine enorme Vielfalt an Themen: alltägliche Probleme, Nachbarstreitigkeiten, tragi-
sche Schicksale und manchmal auch Belange, die die Existenz bedrohen. Dazu
kommen Anliegen bezüglich des Baurechts, des Asylrechts, der Schulwegkosten,
des BAföGs, der Arbeitserlaubnis, der Verfahrensbeschleunigung sowie Gnaden-
gesuche. Es sind alle Themen mit dabei. Manche Bereiche werden häufig behan-
delt, wie zum Beispiel das Baurecht oder Asylrecht, andere Themen weniger. Es
gibt immer wieder neue Probleme. Das macht das Arbeiten im Petitionsausschuss
auch so spannend.

Man merkt, welche Bereiche in Bayern gut laufen und in welchen Bereichen es
mehr Probleme gibt. Das macht die Arbeit spannend und abwechslungsreich und
regt zum politischen Handeln an. Vor allem aber kommen wir direkt mit den Bürge-
rinnen und Bürgern ins Gespräch. Wir hören ihre Sorgen, ihre Erfahrungen und
ihre Anliegen. Anschließend sprechen wir mit den zuständigen Behörden, prüfen
die Sachlage sorgfältig und sehen uns manche Fälle im Zuge einer Ortsbesichti-
gung direkt vor Ort an. Der Petitionsausschuss ist der Ort, an dem wir direkt erfah-
ren, wie unsere Gesetze in der Praxis wirken. Wir überprüfen Verwaltungshandeln,
ob alles richtig abgelaufen und staatliches Handeln nach Recht und Gesetz umge-
setzt worden ist. Meist ist das, Gott sei Dank, auch der Fall. Es gibt aber auch
Ausnahmen, denen wir konsequent nachgehen müssen.

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich würde mir wünschen, dass es auch auf kommu-
naler Ebene, in den Städten und Gemeinden, eine Art Petitionsausschuss gäbe.
Die direkte Ansprache und der Austausch über die Anliegen der Bürgerinnen und
Bürger sind wichtig.

Natürlich können wir nicht jedes Problem lösen. Das zu behaupten wäre nicht ehr-
lich. Aber manchmal reicht es auch, wenn die Bürger verstehen, wie und warum ihr
Anliegen so entschieden worden ist. Wir nehmen die Anliegen ernst und versuchen
im Rahmen unserer Möglichkeiten zu helfen. Der Petitionsausschuss verfügt dabei
über verschiedene Handlungsmöglichkeiten nach § 80 der Geschäftsordnung für
den Bayerischen Landtag. Dazu gehören auch die Verweisung an die Härtefall-
kommission sowie die Übersendung der Stellungnahme der Staatsregierung sowie
eines Protokollauszugs.

Ich schätze besonders die Arbeitsweise im Petitionsausschuss. Wir arbeiten dort
sachlich und konstruktiv über die Fraktionsgrenzen hinweg zusammen. Uns eint,
dass wir gemeinsam helfen wollen. Wenn dies nicht möglich ist, möchten wir den
Bürgerinnen und Bürgern zumindest erklären, warum dies der Fall ist. Im Mittel-
punkt steht die Frage, wie wir dem Anliegen der Bürgerinnen und Bürger gerecht
werden können und sollen. Das ist gelebte Demokratie. Das Petitionsrecht gibt
den Menschen eine Stimme. Es ist unsere Aufgabe, dieser Stimme aufmerksam
zuzuhören.
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An dieser Stelle möchte ich unserer Vorsitzenden Frau Demirel und ihrem Stell-
vertreter Herrn Dr. Schwarz sowie allen Kolleginnen und Kollegen des Petitions-
ausschusses für die gute und angenehme Zusammenarbeit meinen Dank ausspre-
chen. Bedanken möchte ich mich auch bei den Vertretern der unterschiedlichen
Ministerien, die uns unterstützen, sei es in Präsenz im Ausschuss selbst, was
ich sehr schön finde, oder auch bei Ortsterminen. Ein ganz besonderer Dank gilt
unserem Ausschussbüro, insbesondere Frau Fiebig sowie den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern in den Fraktionen und Abgeordnetenbüros, die oftmals bereits im
Vorfeld mit den Petenten sprechen und das Material aufbereiten.

Herr Dr. Schwartz, ja, der Petitionsausschuss ist der beste aller Ausschüsse. Ich
stimme diesbezüglich mit Ihnen überein. Ich halte das bayerische Petitionsrecht
übrigens ebenfalls für das beste. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Vielen Dank. – Die nächste Rednerin
ist die Kollegin Gülseren Demirel für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, Sie
haben das Wort.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! Ich
habe bereits eine halbe Stunde hier gestanden und versucht, in dieser halben
Stunde ein Bild vom Petitionswesen zu entwerfen. Jetzt versuche ich, noch ein
paar Punkte außerhalb des Berichts anzusprechen.

Herr Halemba, Ihr Auftritt hier ist, was das Petitionswesen angeht, nichts Neues;
Sie versuchen das ja immer wieder. Heute war es aber sehr bemerkenswert. Als
Sie den Fall dieses Geflüchteten geschildert haben, der untergetaucht ist, mit
Haftbefehl gesucht wurde und im Landtag nicht anzutreffen ist,

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Da kennen wir andere!)

dachte ich: Erzählt der gerade seine eigene Geschichte?

(Heiterkeit)

Ich kenne diese Geschichte doch. Sie kommt mir so bekannt vor.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Genau!)

Also, fassen Sie sich bitte erst einmal an die eigene Nase,

(Zuruf: Ja, genau!)

bevor Sie hier mit Verleumdungen arbeiten.

(Beifall bei den GRÜNEN, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Dann will ich doch auf das Thema "außer Deutsch eine andere Sprache im Aus-
schuss sprechen" eingehen, weil es nämlich genau Ihre Strategie ist, so mit Lügen
zu arbeiten. Wenn man das ohne Kontext, ohne Hintergrund hört, dann entwickelt
man Fantasien, die überhaupt nichts mit der Realität zu tun haben.

(Daniel Halemba (AfD): Ja stimmt es, oder stimmt es nicht?)

Der Hintergrund ist aber folgender: Im Petitionsausschuss hatte eine Geflüchteten-
familie aus der Türkei ein kleines Kind dabei, das hätte übersetzen müssen. Wir
wollten diesem Kind diesen psychischen Druck nicht zumuten,
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(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Sind wir froh, dass wir viele Sprachen spre-
chen!)

dass es uns diese Leidensgeschichte der Eltern übersetzen muss.

Ich weiß es aus meiner eigenen Kindheit. Bei Übersetzungen gibt es einen wahn-
sinnigen psychologischen Druck auf die Kinder, weil sie hinterher das Gefühl
haben, etwas falsch gemacht zu haben und es deshalb nicht geklappt hat. Das
war der Hintergrund, warum ich als Vorsitzende eingesprungen bin – das Kind
sollte entlastet werden –, und Sie sollten sich wirklich schämen.

(Beifall bei den GRÜNEN, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD –
Tanja Schorer-Dremel (CSU): Absolut!)

Ein weiterer Punkt ist: Wenn Sie den Petitionsausschuss, der in meinen Augen
eigentlich ein Bürger:innenausschuss ist, so verachten, wie Sie das mit Ihren Aus-
führungen auch permanent zeigen, dann verstehe ich nicht – da gebe ich dem
Kollegen Konrad recht –, was Sie in diesem Ausschuss suchen. Was ist da Ihr
Auftrag? Ist Ihr Auftrag, irgendwelche Einzelfälle herauszuziehen und aus ihnen
dann auch noch mit Lügenerzählungen im Plenum eine Show zu machen? Das
verdienen die Bürger draußen nicht. Dafür sollten Sie sich auch schämen.

Entscheiden Sie sich, ob Sie nicht lieber rausgehen. Denn Sie kann man den
Bürgerinnen und Bürgern nicht zumuten,

(Andreas Winhart (AfD): Oh!)

und das ist, finde ich, eine erschreckende Realität.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Andreas Winhart (AfD): Jetzt reicht
es aber!)

Zum Schluss möchte ich noch feststellen, dass dieser Ausschuss von seinen
Themen her sehr vielfältig ist und der direkte Kontakt und Austausch mit den
Bürgerinnen und Bürgern immer sehr wertvoll ist. Dafür, dass das funktionieren
kann und stattfindet, möchte ich mich bei meinem Stellvertreter Dr. Schwartz für
die Zusammenarbeit bedanken. Außerdem möchte ich mich bei den Kolleg:innen
der FREIEN WÄHLER, der CSU und der SPD und natürlich bei meinen Kollegen
von den GRÜNEN bedanken. Vielen Dank für die kollegiale Zusammenarbeit. Ich
wünsche uns auch weiterhin ein konstruktives, demokratisches Miteinander.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abgeordneten Felix Freiherr von Zobel
(FREIE WÄHLER))

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Bitte bleiben Sie am Rednerpult, Frau
Kollegin. Es gibt die Meldung zu einer Zwischenbemerkung vom Abgeordneten
Daniel Halemba von der AfD-Fraktion. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Daniel Halemba (AfD): Frau Kollegin Demirel von den GRÜNEN, Ihre Hinhaltepar-
olen und billigen Phrasen können Sie sich hier sparen.

(Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Oh!)

Uns geht es darum, den Bürgern wirklich zu helfen, wie ich es anhand einiger
Beispiele aufgeführt habe. Die beiden Waffenbesitzer, die vielen Bürger, die sich
gegen Asylbewerberheime in ihrer Nachbarschaft wenden: –

Gülseren Demirel (GRÜNE): Ja, Waffen: Das verstehe ich; bekämpfen!
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Daniel Halemba (AfD): – Da kämpfen wir ehrlich. Da bringen wir keine Hinhalte-
parolen. Da täuschen wir die Bürger nicht oder gaukeln ihnen nicht wie Sie vor,
ihnen helfen zu wollen. Dafür, für dieses Verhalten sollten Sie sich schämen.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)

Aber zurück zu dem Vorfall im Ausschuss, als Sie mit den Petenten auf Türkisch
gesprochen haben: Da ging es eben nicht rein um eine Übersetzung, sondern Sie
haben mit diesen Petenten minutenlang auf Türkisch hin und her diskutiert.

(Zuruf der Abgeordneten Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER))

Da frage ich Sie als Ausschussvorsitzende: Sie müssen doch dafür Sorge tragen,
dass wir 15 Abgeordnete auf einer belastbaren Entscheidungsgrundlage –

Gülseren Demirel (GRÜNE): Hey, was soll das denn?

Daniel Halemba (AfD): – über die Petition entscheiden können. Wie wollen Sie
das sicherstellen,

(Michael Hofmann (CSU): Häh?)

wenn Ihre minutenlangen Konversationen auf Türkisch weder ein Protokollant noch
wir Abgeordnete verstehen können?

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: Genau so ist es! – Zuruf des Abgeord-
neten Benjamin Adjei (GRÜNE))

Gülseren Demirel (GRÜNE): Wir warten einmal ab, damit Sie Ihren Beifall genie-
ßen. – Ich finde es schon witzig. Ihre Kollegin, die Russisch spricht, war kürzlich
mit einer Besuchergruppe hier. Weder der Besucherdienst hat verstanden – –

(Daniel Halemba (AfD): War das im Ausschuss? Ist sie Ausschussvorsitzen-
de? – Weitere Zurufe)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Jetzt hat die Kollegin am Rednerpult
das Wort.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Also, jetzt bin ich einmal dran. – Ich finde das schon
sehr befremdlich.

Außerdem wollte ich sagen, weil Sie sich um die Sorgen der Bürger kümmern: Sie
haben heute wieder eine Petition hochgezogen; Rott am Inn. Wissen Sie, was die
Bürger von Rott am Inn, mit denen ich und der Kollege Lausch seit einem Jahr im
Austausch stehen, seit einem Jahr sagen? Sie als Abgeordnete von dort wissen
das doch am besten.

(Zuruf von der AfD)

Sie haben gesagt: Tun Sie bitte alles, damit sich die AfD nicht auf dieses Thema

(Zurufe von der AfD)

setzt.

(Zurufe der Abgeordneten Daniel Halemba und Andreas Winhart (AfD))

Wir haben das geschafft, weil sich die Bürger dort von Ihnen distanziert haben.
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(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeord-
neten Andreas Winhart (AfD))

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Frau Kollegin, die Redezeit!

Gülseren Demirel (GRÜNE): Aber das können Sie nicht verdauen.

(Zurufe von der AfD)

Deshalb müssen Sie schauen – –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Frau Kollegin, die Redezeit, die Minute,
ist um.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Von daher: Von wegen Bürgersorgen; Sie haben
nicht einmal Respekt –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Frau Kollegin, die Redezeit ist um!

Gülseren Demirel (GRÜNE): – vor Bürgeranliegen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Die nächste Rednerin ist die Kollegin
Martina Fehlner für die Fraktion der SPD. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Martina Fehlner (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Frau Vorsit-
zende, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst möchte ich der Vorsitzenden des
Petitionsausschusses Gülseren Demirel sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern in den Ausschussbüros für die umfassende Vorlage des Jahresberichts herz-
lich danken. Der Bericht zeigt einmal mehr, wie wichtig das Petitionsrecht für die
Menschen in Bayern ist. Es ist eines der unmittelbarsten demokratischen Rechte.
Bürgerinnen und Bürger wenden sich an uns, wenn sie das Gefühl haben, von Be-
hörden nicht ausreichend gehört zu werden, wenn Regelungen ungerecht wirken
oder wenn ihr Einzelfall durch das große Raster fällt. Deshalb sind Petitionen auch
mehr als nur Aktenvorgänge.

Ein Thema, das uns in diesem Jahr wieder besonders beschäftigt hat, waren Peti-
tionen von Menschen, denen die Abschiebung droht, obwohl sie sich nachweislich
um Arbeit, Ausbildung und Integration bemüht haben. Hinter diesen Eingaben
stehen Menschen, die Deutsch gelernt und einen Arbeitsplatz gefunden haben
oder deren Arbeitgeber dringend auf ihre Mitarbeit angewiesen ist. Sie wollen ihren
Beitrag leisten, Steuern zahlen und Teil unserer Gesellschaft sein.

Natürlich ist bei allem zu beachten, dass das Aufenthaltsrecht gilt. Wenn wir aber
immer wieder mit Fällen konfrontiert werden, bei denen Menschen trotz erkennba-
rer Integrationsleistungen um ihre Zukunft fürchten müssen, sollten wir uns fragen,
ob unsere Regelungen ausreichend praktikabel und gerecht sind. Gerade in Zeiten
des Arbeits- und Fachkräftemangels ist es schwer vermittelbar, wenn Betriebe hän-
deringend Personal suchen und gleichzeitig Menschen abgeschoben werden, die
genau die benötigten Arbeiten übernehmen wollen. Die Vielzahl solcher Petitionen
bei uns im Ausschuss zeigt: Hier gibt es politischen Handlungsbedarf. Besonders
bitter wird es, wenn Familien mit Kindern betroffen sind. Auch die sollten wir anders
in den Blick nehmen. Die mitgeschickten Unterstützerschreiben der Mitschülerin-
nen und Mitschüler oder auch der Mannschaftskollegen im Fußballverein sind oft
bemerkenswert und mitunter sehr berührend.

Ein zweites großes Thema für Petitionen sind die Schulwegkosten in Bayern.
Jahr für Jahr erreichen uns Eingaben von Eltern sowie Schülerinnen und Schü-
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lern, die sich über komplizierte Zuständigkeiten, unterschiedliche Regelungen und
finanzielle Belastungen beklagen. Auch hier sollten wir den Mut haben, einfache-
re Verfahren zu ermöglichen. Andere Bundesländer zeigen hier längst, dass es
pragmatischer geht. Mit dem Deutschlandticket stehen Instrumente zur Verfügung,
die Mobilität vereinfachen und Bürokratie abbauen können. Viele Beschwerden,
die uns erreichen, würden sich erübrigen, wenn Schülerinnen und Schüler unkom-
pliziert und landesweit einheitlich öffentliche Verkehrsmittel nutzen könnten. Statt
komplizierter Anträge, Erstattungen und Einzelfallprüfungen brauchen Familien ein-
fache und verlässliche Lösungen. Die wiederkehrenden Petitionen sind ein deutli-
cher Hinweis darauf, dass die bestehende Praxis nicht befriedigend ist.

Ein weiterer Bereich im Jahresbericht sind Eingaben von Menschen im Strafvoll-
zug. Gerade bei Häftlingen zeigt sich die besondere Bedeutung des Petitions-
rechts. Wer inhaftiert ist, verfügt nur über eingeschränkte Möglichkeiten, seine
Anliegen vorzubringen. Umso wichtiger ist es, dass vorhandene Kontroll- und Be-
teiligungsstrukturen funktionieren. Dabei fällt auf, dass uns Petitionen erreichen,
die zunächst eigentlich Gegenstand der Arbeit der Gefängnisbeiräte hätten sein
können oder sogar müssen. Das wirft Fragen auf. Sind die Gefangenen ausrei-
chend über die Möglichkeiten der Gefängnisbeiräte informiert? Werden Anliegen
rechtzeitig aufgenommen? Gibt es klare Zugänge und direkt erreichbare, kompe-
tente Ansprechpartner? Wo Menschen den Weg direkt zum Petitionsausschuss
wählen, obwohl es vor Ort vorgesehene Gremien gibt, sollten wir noch genauer
hinsehen, denn eine funktionierende Kontrolle und Begleitung des Strafvollzugs
liegt im Interesse aller – der Inhaftierten, der Beschäftigten in den Justizvollzugsan-
stalten und unserer Gesellschaft insgesamt.

Wir können im Petitionsausschuss keine Urteile von Gerichten verändern oder
Gesetze beugen, aber wir können – so sehen wir es auch beispielsweise in vielen
Baustreitigkeiten – häufig bei Ortsterminen alle beteiligten Ämter, Behörden und
Institutionen zusammenbringen und möglicherweise gangbare Lösungen aufzei-
gen. Allein dadurch, dass alle die Möglichkeit haben, uns ihre Sicht der Dinge zu
schildern, werden Kompromisse leichter gefunden. Das erlebe ich im Ausschuss
immer wieder. Das ist gut, und das ist konstruktiv.

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Der Jahresbericht zeigt einmal mehr: Petitionen sind keine Randnotiz parlamentari-
scher Arbeit. Sie machen sichtbar, wo Gesetze und Verwaltungspraxis an Grenzen
stoßen. Sie zeigen uns, wo Menschen Unterstützung benötigen und wo politische
Entscheidungen nachjustiert werden müssen. Deshalb sollten wir sie nicht nur zur
Kenntnis nehmen, sondern als Auftrag verstehen. Wer Petitionen ernst nimmt,
nimmt die Anliegen der Bürgerinnen und Bürger ernst. Genau das ist die verpflich-
tende Aufgabe aller Mitglieder dieses Parlaments.

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegt eine erneute Wortmeldung von
Herrn Dr. Schwartz von der CSU-Fraktion vor. Bitte schön, Sie haben noch drei
Minuten.

Dr. Harald Schwartz (CSU): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Abhängig
davon, wie gut ich ausgeschlafen bin, bin ich auch einmal in der Lage, krassere
Wertungen hinzunehmen. Wenn Herr Halemba Dinge erzählt, die mit der Wirklich-
keit schlicht nicht in Einklang zu bringen sind, will ich das nicht hinnehmen. Wir
sind hier im Landtag, und Dinge sind überprüfbar. Landtagsdrucksachen kann man
einsehen. Sie erzählen schlicht – ich will das Wort "Unsinn" vermeiden – Dinge, die
eben nicht zutreffend sind.
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Wenn Sie hier etwa die Behauptung aufstellen, dass der Petent, der angabegemäß
aus Bhutan kam, was zuletzt wirklich nicht beweisbar war, nicht gearbeitet hat, ist
das schlicht falsch. Tatsächlich ist es so, dass die Deutsche Rentenversicherung in
dem Fall – und ich erinnere mich an viele Fälle, an den ganz konkreten noch recht
gut – einen Rentenanspruch errechnet hat,

(Michael Hofmann (CSU): Hört, hört!)

der bei 1.070 Euro pro Monat lag, zumindest nach dem Bescheid der Deutschen
Rentenversicherung,

(Michael Hofmann (CSU): Hört, hört!)

was für jemanden, der in der Pflege tätig ist wie besagter Herr, der zunächst ein
schwerstbehindertes Kind seiner Lebensgefährtin über – ich glaube – fast zwei
Jahrzehnte gepflegt hat und im Anschluss in einem Pflegeheim tätig war, gar nicht
so wenig ist. Das mag nicht die Höhen erreichen, die Sie sich vorstellen oder die
Sie selbst für sich in Anspruch nehmen, aber das allein zeigt – ich habe mir den
Rentenversicherungsverlauf gerade noch einmal angeschaut –, dass schon diese
Tatsachenbehauptung schlicht falsch ist.

Das ist aber durchaus ein Muster, das wir immer wieder erkennen: Es werden
Dinge, die zum Teil richtig sind – tatsächlich konnte die Staatsbürgerschaft Bhu-
tan nicht nachgewiesen werden –, herausgezogen und mit Dingen vermengt, die
schlicht falsch sind. Dann gibt es Wertungen, die so extrem sind, dass sie auf
allgemeine Ablehnung stoßen. Wir werden aber nicht müde, falschen Vortrag zu
berichtigen. Ich würde mich wirklich freuen, wenn wir zumindest vom selben Sach-
verhalt ausgehen könnten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Michael Hofmann (CSU):
Es stellt sich die Frage, ob der Kollege gelogen hat!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegt noch eine Meldung zu einer
Zwischenbemerkung des Abgeordneten Daniel Halemba für die AfD-Fraktion vor,
bitte schön.

Daniel Halemba (AfD): Vielen Dank, Herr Dr. Schwartz von der CSU. Ich bin auch
sehr dafür, wenn wir beim tatsächlichen Sachverhalt bleiben, wie er im Ausschuss
vorgetragen worden ist. Deshalb hat es mich doch sehr gewundert, dass Sie sich
hier ziemlich über meine Äußerung echauffiert haben, dass Frau Demirel häufiger
oder auch einmal Türkisch im Ausschuss spricht.

(Michael Hofmann (CSU): Haben Sie jetzt gelogen oder nicht? Haben Sie die
Wahrheit gesagt oder nicht?)

– Damals im Ausschuss, meine ich, waren Sie und Ihre Fraktion genauso entrüstet
wie ich, als ich darauf hingewiesen habe, dass das doch kein Zustand ist. Warum
versuchen Sie jetzt, das an dieser Stelle anders darzustellen, und bleiben diesbe-
züglich nicht bei der Wahrheit?

Viel interessanter ist eben dieser Fall Husseini, bei dem ich angesprochen habe,
dass wir einen untergetauchten Petenten im Ausschuss sitzen haben, dessen Auf-
enthaltsort jetzt klar ist und der jetzt an dieser Stelle auch festgenommen werden
könnte. Darauf haben Sie noch entgegnet: Seine Identität sei doch völlig unklar.
Wir wissen nicht, ob es überhaupt der Richtige ist, der hier sitzt. – Im Nachhinein
hat sich das zwar als falsch herausgestellt – die Identität war geklärt –, aber was
wären das denn für Zustände, von denen Sie ausgehen, wenn in den Landtag
Personen mit ungeklärter Identität gehen könnten?
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, die Minute ist um. – Bitte
schön.

Dr. Harald Schwartz (CSU): Es wäre schön gewesen, wenn Sie eingeräumt hät-
ten, dass Ihr Sachvortrag schlicht unzutreffend ist.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Allerdings stirbt die Hoffnung zuletzt; vielleicht wird es beim nächsten Mal.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Damit ist dieser Tages-
ordnungspunkt erledigt. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Sie noch
darauf hinweisen, dass unter den Tagesordnungspunkten 6, 7 und 8 e drei Wahlen
mit Namenskarte und Stimmzettel stattfinden. Ich bitte Sie, Ihre Stimmkartentasche
rechtzeitig aus dem Postfach vor dem Plenarsaal abzuholen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten
Peter Tomaschko, Holger Dremel, Thomas Huber u. a. und Fraktion
(CSU),
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Rosenberger u. a. und Fraktion
(FREIE WÄHLER),
Katharina Schulze, Johannes Becher, Gabriele Triebel u. a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),
Holger Grießhammer, Nicole Bäumler, Volkmar Halbleib u. a. und
Fraktion (SPD)
zur Änderung des Bayerischen
Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes (Drs. 19/12649)
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden, damit 14 Minuten
Redezeit für die CSU-Fraktion. Ich eröffne zugleich die Aussprache. Die Gesamtre-
dezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orien-
tiert sich an der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich erteile als erstem Redner dem
Kollegen Peter Tomaschko für die CSU-Fraktion das Wort, bitte schön.

Peter Tomaschko (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen, Hohes Haus! Ich darf heute zu einem Gesetzentwurf sprechen,
der schon etwas Besonderes ist. Ich darf Ihnen einen Entwurf vorstellen, der ge-
meinsam von CSU, FREIEN WÄHLERN, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD
eingebracht wurde, entsprungen aus der interfraktionellen Arbeitsgruppe Erwach-
senenbildung. Ich sage ganz offen: Es tut gut. Ich glaube, das könnte auch ein
Beispiel für die Zukunft sein, dass wir als demokratische Parteien zusammenarbei-
ten und darstellen, dass es uns um die Sache geht. Genau das ist heute der
Fall. Wir bringen für diesen wichtigen Bereich diese gemeinsame Initiative, diesen
gemeinsamen Gesetzentwurf ein.

Es geht um die Erwachsenenbildung in Bayern. Ich behaupte, das ist einer der
am meisten unterschätzten Bereiche unserer Bildungslandschaft. Wir reden viel
über Schulen, Kitas, Hochschulen und viele andere Dinge – natürlich zu Recht. Wir
wissen aber auch, wie wichtig die Erwachsenenbildung bei uns in Bayern ist, ein
Bereich, der nie aufhört. Mir gefällt ein Zitat ganz besonders: Lernen ist wie Rudern
gegen den Strom. Hört man damit auf, treibt man zurück. – Das ist vom chinesi-
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